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Humanitäre Krise in Griechenland
Die Gründung solidarischer Kliniken und anderer Selbsthilfeeinrichtungen

D
ie Krise Griechenlands mit un-
fassbaren Milliarden Schulden 
und Forderungen der Kredit-
geber nach weiteren Einschnit-

ten in die Sozialsysteme hat in den letzten 
Wochen die Nachrichten beherrscht. Aber 
wie wirkt sich die von den Geldgebern ein-
geforderte Sparpolitik ganz unten, bei den 
Menschen aus? Um sich dieser Frage anzu-
nähern, hat der Verein demokratischer Ärz-
tinnen und Ärzte (Vdää) im Juni 2015 eine 
Delegationsreise mit 25 Mitgliedern des 
Vdää und der IPPNW nach Athen unter-
nommen. Ziel der Reise war, sich vor Ort 
ein Bild von den Auswirkungen der europäi-
schen Austeritätspolitik auf die Menschen 
zu verschaffen und bestehende Kontakte 
und Partnerschaften mit griechischen Ak-
tivistinnen und Aktivisten zu intensivieren. 

Die TeilnehmerInnen waren  
über das Ausmaß der  
humanitären Krise schockiert. 

Die 25 Mitglieder des Vdää und der IPPNW 
waren bei ihrem Griechenlandbesuch über 
das Ausmaß der humanitären Krise scho-
ckiert. Wir konnten in Athen verschiedene 
Krankenhausabteilungen besuchen, meh-
rere Polikliniken der Bewegung „Solidari-
ty for All“, wir sprachen mit prominenten 
Vertretern von Syriza, den Parlamentsab-
geordneten für Gesundheit und für Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Wir sprachen 
mit VertreterInnen der Obadachlosenbe-
wegung und der Solidaritätskliniken sowie 
mit FlüchtlingsvertreterInnen. 

Die drastische Sparpolitik, die den griechi-
schen Regierungen seit 2010 von der Troi-
ka aufgezwungen wurde, hat Wirtschaft 
und Bevölkerung tief ins Tal der Not ge-
führt: Die Kaufkraft der Privathaushalte 
schrumpfte zwischen 2009 und 2013 um 
25 %, die Ausgaben für Gesundheit wur-
den im gleichen Zeitraum um 28 % ge-
kürzt, die für Bildung um 15 %. 

Was ist die Bilanz für 
die Bevölkerung?

Drei Millionen Griechen leben ohne Kran-
kenversicherung – bei einer Gesamt-
bevölkerung von elf Millionen. 25 % der 
griechischen Bevölkerung leben unter der 
Armutsgrenze, 25 % der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter sind arbeitslos, in der 
Altersgruppe bis 25 Jahre sind es sogar 
über 50 % Die Arbeitslosigkeit ist im Ver-
gleich zu 2009 um 9,5 % gestiegen, und 
die Renten sind um 40 % gekürzt worden. 
Die Lohneinkommen wurden um 38 % ge-
kürzt, die Renteneinkommen um 45 %. 
 
Was sind die bisher sichtbaren 
medizinischen Folgen der 
Sparpolitik?

Im Gesundheitswesen herrscht ein ekla-
tanter Personalmangel, da aufgrund der 
Austeritätspolitik kein Fachpersonal ein-
gestellt werden kann. Die absurden Fol-
gen des Sparzwangs waren bei unserem 
Besuch des Allgemeinen Krankenhauses 
„Georgios Gennimatas“ nicht zu übersehen: 

PatientInnen mit unterschiedlichsten psych-
iatrischen Diagnosen mussten auf dem Flur 
nächtigen, während das neue Stockwerk di-
rekt über der überfüllten Station leer steht. 
Die Möblierung könne nicht bezahlt und das 
zur Versorgung der PatientInnen notwendi-
ge Personal nicht eingestellt werden, so Dr. 
Diallina, die Chefärztin der Abteilung.

Für die mehr als drei Millionen 
Menschen in Griechenland ohne 
Krankenversicherung sind lebens-
notwendige Medikamente wie 
Insulin oder Krebsmittel nicht 
mehr erschwinglich. 

Epidemiologische Untersuchungen wei-
sen eine steigende Säuglingssterblichkeit 

nach, steigende Zahlen von HIV, Tuberkulo-
se, erste Malariafälle und einen drastischen 
Anstieg schwerer Depressionen als Folge. 
Wegen der gestiegenen Arbeitslosigkeit 
und der Armut werden immer mehr Men-
schen obdachlos. Doch es gibt Widerstand 
gegen die Sparpolitik, die in der Gründung 
von verschiedensten Selbsthilfeeinrichtun-
gen besteht und die zum Teil regional, zum 
Teil landesweit organisiert sind: solidarische 
Kliniken, Suppenküchen, Obdachlosen-
Selbsthilfeorganisationen, Direktvermark-
tung von landwirtschaftlichen Produkten. 

Unter anderem besuchten wir die Solida-
ritätsklinik Elliniko, die Nichtversicher-
ten, Arbeitslosen und Hilfsbedürftigen 
freie medizinische Versorgung und Medi-
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kamentenversorgung anbietet. Es werden 
auch Migranten und Flüchtlinge versorgt. 
Mittlerweile gibt es 40 solidarische Klini-
ken in ganz Griechenland, 16 davon im 
Großraum Athen. 

Die Klinik Helleniko wurde 2011 von 
dem Kardiologe Georgios Vichas zu-

sammen mit sechs anderen Ärzten, Pfle-
gekräften und anderen Freiwilligen in der 
Folge einer großen Demonstration gegen 
Sozialabbau gegründet. In kurzer Zeit kam 
es zu einem Anwachsen auf 60 Personen, 
davon 40 ÄrztInnen. Die Organisation: Im 
klassischen Sinn handelt es sich um eine 
Poliklinik, das heißt es gibt keine stationäre 
Versorgung. Es gibt keinen Vorsitzenden 
oder Präsidenten, die Generalversamm-
lung, in der auch Nicht-MedizinerInnen 
eine Stimme haben, entscheidet. Elf Per-
sonen sitzen im Leitungsgremium.

Insgesamt gibt es etwas mehr als 200 
Freiwillige, Ärzte, Psychologen, Kranken-
schwestern, Logopäden und andere The-
rapeuten. Alle MitarbeiterInnen der Klinik 
arbeiten unentgeltlich in ihrer Freizeit. Die 
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag von 10 
bis 20 Uhr und samstags von 10-14 Uhr. 
Die Klinik arbeitet in insgesamt 16 Schich-
ten (so viele sind notwendig, weil ja alle 
Mitarbeiter freiwillig neben ihrem Beruf 
dort arbeiten). Die Klinik betrachtet sich 
nicht als NGO, wie z.B. Ärzte der Welt, die 
auch eine große Ambulanz unterhalten. 
Die Kliniken sind untereinander gut ver-
netzt. Im Großraum von Athen versorgen 

16 Kliniken etwa 70.000 Patienten im Jahr. 
Sie werden inzwischen vom Gesundheits-
ministerium unterstützt. Die solidarischen 
Kliniken werden von der Ärztekammer be-
kämpft, die sie auf Druck der Privatärzte 
für illegal erklärt. Auch die Praxisräume 
seien illegal.

Die Klinik hat sich drei Regeln  
gesetzt: Keine Geldspenden,  
keine Werbung für den Spender 
und keine Behandlung von  
Privatpatienten. 
 
Das Recht auf gesundheitliche Versorgung 
ist ein Menschenrecht, das alle Menschen 
einschließt. Dass die Troika die schwere 
Krise des Gesundheits- und Sozialsystems 
völlig ausblendet, können wir Ärztinnen 
und Ärzte nur als menschenverachtend 
bewerten.

Welche Lösungen sind möglich?

Hier möchte ich zwei Wirtschaftswissen-
schaftler zu Wort kommen lassen, die 
langfristig wirksame Vorschläge für die 
Lösung der Schuldenkrise in Griechen-
land machen: Thomas Piketty fordert eine 
europäische Schuldenkonferenz und weist 
darauf hin, dass Deutschland die Hälf-
te seiner Schulden von 30 Milliarden DM 
1953 auf der Londoner Schuldenkonfe-
renz erlassen wurde. Zudem verzichteten 
die Gläubigerstaaten auf die noch ausste-
henden Zinsen von 20 Milliarden DM. 

Der französische Wirtschaftswissenschaft-
ler Prof. Dr. Gabriel Colletis schlägt vor, 
dass die als nicht zurückzahlbar geltenden 
Schulden in Investitionsprojekte verwan-
delt werden können, zum Beispiel bezüg-
lich der Energiewende oder von nachhal-
tiger industrieller Erzeugung, und wie das 
für ganz Europa nützlich sein könnte. 
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